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Beratungsfolge Termin Behandlung 

Bauausschuss 16.10.2017 nicht öffentlich 

Stadtausschuss 23.10.2017 nicht öffentlich 

Stadtrat der Großen Kreisstadt Eilenburg 06.11.2017 öffentlich 

 

 

 

Einreicher: Oberbürgermeister, Herr Scheler 

Betreff: Einleitung des Verfahrens zur Aufhebung des Vorhaben- und 

Erschließungsplans Nr. 5 "Einkaufscenter Schondorfer Mark" 

 

 
Beschlussvorschlag: 

 

Der Stadtrat beschließt, das Verfahren zur Aufhebung der Satzung über den 

Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 5 „Einkaufscenter Schondorfer Mark“ auf der 

Grundlage von § 1 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 8 BauGB einzuleiten.  

Der Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplans ist aus dem Lageplan 

(Anlage) ersichtlich. 

 

 

 

 

 

 

Scheler 

Oberbürgermeister
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Problembeschreibung/Begründung: 

 

Für das Gebiet des Vorhaben- und Erschließungsplans (VEP) Nr. 5 „Einkaufscenter 

Schondorfer Mark“ liegt ein Bauantrag für ein REWE-Center und zwei Fachmärkte vor. 

Dieser muss aus bauplanerischer und aus bauordnungsrechtlicher Sicht beurteilt 

werden. 

 

Der vorhandene VEP Nr. 5 „Einkaufscenter Schondorfer Mark“ ist aufgrund rechtlicher 

Unzulänglichkeiten im Aufstellungsverfahren de facto rechtsunwirksam (Auszug aus 

dem Gutachten der Rechtsanwaltskanzlei Götze vom Dezember 2016 = Anlage 1). 

Dieser Sachverhalt wurde dem Eigentümer bereits im Rahmen der Abwägung zur 

2. Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) mitgeteilt (Anlage 2). 

 

Ein VEP wie auch ein Bebauungsplan (B-Plan) ist eine Satzung, die für das jeweilige 

Gebiet das Baurecht im speziellen regelt. Gesetzgebungskompetenz hat hier 

ausschließlich der Stadtrat! Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass der Stadtrat 

verpflichtet ist Rechtsmängel zu beseitigen, wenn sie ihm bekannt sind, spätestens 

jedoch dann, wenn ein Bauantrag gestellt wird. Das gebietet die Rechtssicherheit. 

Entsprechende Hinweise wurden auch von Seiten der Landesdirektion Sachsen 

gegeben, u.a. auch im Rahmen der 2. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) 

und im Schreiben vom 25.07.2017 in Vorbereitung der Auftragserteilung für das 

Fachgutachten zur Standortuntersuchung Ziegelstraße / Schondorfer Mark (Anlage 3). 

 

Mit der 2. Änderung des FNP, die seit 29.09.2017 rechtswirksam ist, erfolgte u.a. die 

Neuausweisung eines großflächigen Einzelhandelsstandortes am Standort Ziegelstraße 

und die Darstellung des Standortes Schondorfer Mark als Gewerbefläche.  

 

Die vorhandene Baugenehmigung aus dem Jahr 2015 hat nach wie vor 

Bestandsschutz, ebenso die vorhandenen Nutzungen aus der ursprünglichen 

Baugenehmigung. 

 

Zum Bauantrag 

Das beantragte REWE-Center und die zwei Fachmärkte widersprechen der durch das 

Einzelhandelskonzept (Beschluss Nr. 42/2016 vom 06.06.2016) und die 2. Änderung 

des FNP festgelegten Entwicklungsmöglichkeit an diesem Standort.  

Zur Sicherung der zukünftigen Bauleitplanung soll nach Beschlussfassung zur 

Einleitung des Aufhebungsverfahrens der Bauantrag ein Jahr zurückgestellt werden 

(§ 15 BauGB). Dadurch soll die Durchführung des Bauvorhabens, welches der 

zukünftigen städtebaulichen Entwicklung entgegensteht, ausgeschlossen werden. 

Nicht davon berührt sind Vorhaben, die bereits vor deren Inkrafttreten baurechtlich 

genehmigt sind, Instandsetzungs- und Unterhaltungsarbeiten sowie die Fortführung 

der zurzeit ausgeübten Nutzung. 

 

Fazit: 

Ziel des Beschlusses ist, den aktuellen Bauantrag für ein Jahr zurückzustellen. 

In diesem Zeitraum liegt der Stadt das Fachgutachten für den Standort Ziegelstraße 

und damit die Entscheidung zur eventuellen Durchführung eines 

Raumordnungsverfahrens vor. Das Aufhebungsverfahren wird etwa auch ein Jahr 

dauern. In diesem Verfahren werden, wie bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes 

auch, eine Offenlage und die Beteiligung aller Träger öffentlicher Belange und der 

Bürger erfolgen. Unabhängig davon gilt am Standort Schondorfer Mark der 

Bestandsschutz. 
 

Anlagen zur Begründung: 
Anlage 1 – Stellungnahme der Rechtsanwaltskanzlei Götze 
Anlage 2 – Auszug aus der Abwägung vom 08.05.2017 zur 2. Änderung des FNP 
Anlage 3 – Schreiben der LDS vom 25.07.2017 
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finanzielle Auswirkungen ja  nein  

 

 

 

Gremium Abstimmungsergebnis 

Bauausschuss keine Abstimmung, da weiterer Erläuterungsbedarf 

Stadtausschuss Erörterung des Sachverhaltes 

Stadtrat der Großen Kreisstadt Eilenburg  

 




















	Vorlagendokumente
	Vorlage  
	V5_A_Anlage_0_LP_SR_171106  
	V5_A_Anlage_1_SR_171106  
	V5_A_Anlage_2_SR_171106  
	V5_A_Anlage_3_SR_171106  


